
 
 
Beratungsvorlage:  der öffentlichen ORW-Sitzung TOP  am  
  der öffentlichen ORE-Sitzung  TOP  am  
  der öffentlichen BA-Sitzung   TOP 6.1  am 18.06.2024 
  der öffentlichen GR-Sitzung  TOP 6.3  am 25.06.2024 
 
TOP:  
Antrag auf Errichtung von zwei Windenergieanlagen am Standort „Brombeerkopf“, Gemeinde 
Stegen, Gemarkung Eschbach 
- Beratung und Beschlussfassung über die Stellungnahme der Gemeinde im Rahmen der erneuten 
Anhörung vor Ersetzung des gemeindlichen Einvernehmens durch das Landratsamt Breisgau-
Hochschwarzwald gemäß § 36 Abs. 2 Baugesetzbuch (BauGB) 
Teilnehmer: Ortschaftsrat Eschbach 
 
 
Sachverhalt: 
 
Für den Standort „Brombeerkopf“, Gemarkung Eschbach, an der Gemarkungsgrenze zwischen Stegen 
und Glottertal wurde die Erteilung einer immissionsschutzrechtlichen Genehmigung für die Errichtung und 
den Betrieb von 2 Windenergieanlagen (WEA) nach § 2 der 4. Bundesimmissionsschutzverordnung 
(BImSchV) i.V.m. § 4 BImSchG durch die Ökostrom Consulting GmbH beantragt. 
 
In der öffentlichen Sitzung des Gemeinderates am 12.12.2023 wurde das Vorhaben durch den 
Projektträger vorgestellt. Herr Hager von der Unteren Immissionsschutzbehörde des Landratsamtes 
Breisgau-Hochschwarzwald (LRA) war ebenfalls in der Sitzung anwesend, um Rückfragen zum Vorhaben 
und zum Verfahren zu beantworten. Auf die entsprechende Sitzungsvorlage wird verwiesen. Die 
Beratungsergebnisse: Zustimmung des Bauausschusses bei 5 Ja-Stimmen, 1 Nein-Stimme und 1 
Enthaltung; einstimmige Ablehnung ohne Enthaltungen des Ortschaftsrates Eschbach; Ablehnung des 
Gemeinderates bei 5 Ja-Stimmen, 7 Nein-Stimmen und 1 Enthaltung. 
 
Mit Schreiben vom 08.05.2024 hat das Landratsamt Breisgau-Hochschwarzwald die Gemeinde nun 
aufgefordert, erneut über das gemeindliche Einvernehmen zu entscheiden. Aufgrund der Stellungnahme 
der Gemeinde kontaktierte das LRA die betroffenen Träger öffentlicher Belange und bat diese um erneute 
Stellungnahmen. Auf die entsprechenden Stellungnahmen, die Bestandteil dieser Beratungsvorlage sind, 
geht das LRA wie folgt ein: 
 

• „Zum Thema Brandschutz und Zuwegung verweisen wir auf die ergänzende Stellungnahme des 
Fachbereichs 520. Hierin wird ausgeführt, dass das Waldbrandrisiko insgesamt als niedrig 
einzustufen ist. Auch wird auf die Bedenken bezüglich der Zuwegung und der 
Löschwasserbevorratung eingegangen. Weitere Maßnahmen zum Brandschutz werden nicht 
gefordert.“ 
 

• „Zum Schallschutz wird auf die ausführliche Stellungnahme des Fachbereichs 450 verwiesen. In 
der Immissionsprognose wurden 10 Immissionsorte untersucht. Die Anlagen müssen den 
relevanten Wert von 45 dB einhalten. Der dahingehende Nachweis ist erbracht. Nach Bewertung 
der Gewerbeaufsicht bestehen bei beschreibungsgemäßer Ausführung des Vorhabens keine 
Bedenken.“ 
 

• „Zum Thema Quellschutz verweisen wir auf die ergänzende Stellungnahme des Fachbereichs 440. 
Die Wasserbehörde ist hierfür nochmal vor Ort gewesen und hat das Gebiet im Hinblick auf 
(private) Quellen untersucht. Einer etwaigen Betroffenheit der Anwesen Hintereschbach 25 und 26 
während der Bauzeit und durch die Zuwegung wird durch Sicherungsmaßnahmen 
entgegengetreten, die als Nebenbestimmung in die Genehmigung aufgenommen werden.“ 
 

• „Hinsichtlich der Waldinanspruchnahme ist nach der Stellungnahme des Forstes (Seiten 8 und 9 
gelb markiert der Gesamtstellungnahme der Stabsstelle Energiewende, Windenergie und 
Klimaschutz (StEWK) anhand der Antragsunterlagen ableitbar, dass eine Eingriffsminimierung 
bereits auf Planungsebene erfolgt ist.“ 
 
 
 



 
 

• „Bezüglich der Stoffstrommessungen wurde erneut die zuständige Forstwirtschaftliche 
Versuchsanstalt Baden-Württemberg (FVA) kontaktiert. Ausweislich der erneuten Stellungnahme 
der FVA werden die kausalanalytischen Untersuchungen zwischen Einflussfaktoren auf 
Ökosystemfunktionen des Waldbestandes an der Level II-Fläche zwar schwieriger, aber nicht 
unmöglich. Die langen Messreihen werden insbesondere nicht wertlos.“ 

 
Die Teilnahme eines Mitarbeitenden an der Sitzung wurde auf Anfrage der Gemeinde vom Landratsamt 
abgelehnt, da die vorliegenden Stellungnahmen die wesentlichen Punkte wiedergeben. 
 
Für die Mitglieder Ortschafts- und des Gemeinderates sowie des Bauausschusses besteht die Möglichkeit, 
bis 5 Tage vor dem jeweiligen Sitzungstermin aufkommende Fragen vorab gegenüber der Verwaltung 
mitzuteilen. In der Sitzung wird dann entsprechend auf die Fragen eingegangen. 
 
Im Schreiben des Landratsamtes wird ebenfalls darauf hingewiesen, dass die von der Gemeinde Stegen 
vorgetragenen Gründe nicht dazu führen, dass die beantragten Windenergieanlagen nicht 
genehmigungsfähig sind. Gründe für eine Versagung des Einvernehmens liegen aus Sicht des LRA nicht 
vor. Das Landratsamt beabsichtigt daher, das gemeindliche Einvernehmen gemäß § 36 Abs. 2 BauGB in 
Verbindung mit § 54 Abs. 4 Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO BW) zu ersetzen und die 
erforderliche Baugenehmigung zu erteilen. 
 
Über das gemeindliche Einvernehmen kann nun erneut entschieden werden. 
 
Die Angelegenheit ist eilbedürftig, da die vom LRA gesetzte Frist (28.06.2024) nicht verlängert wird. 
 
 

Beschlussvorschlag: 
 
Der Ortschaftsrat Eschbach/der Bauausschuss empfehlen / der Gemeinderat beschließt, … 
 
 
 
AZ 321.32 


















































































